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gung. Die Genehmigungsurkunde ist unverzüglich und unauf­
gefordert der Genehmigungsbehörde zurückzugeben.

§23
Rücknahme der Genehmigung

(1) Die Genehmigungsbehörde hat die Genehmigung zu­
rückzunehmen, wenn nicht mehr alle in den §§ 11 bis 14 ge­
forderten Voraussetzungen vom Verkehrsbetrieb erfüllt 
werden. Die Genehmigung ist insbesondere zurückzunehmen, 
wenn
1. die Genehmigung auf Grund unrichtiger Angaben erteilt 

wurde, die der Antragsteller wissentlich oder grob fahr­
lässig gemacht hat,

oder wenn der Verkehrsbetrieb trotz schriftlicher Mahnung
2. die im Interesse der öffentlichen Sicherheit erlassenen 

Vorschriften nicht befolgt oder
3. wiederholt bzw. gröblich gegen ihm obliegende arbeits­

rechtliche, arbeitsschutzrechtliche oder sozialversiche­
rungsrechtliche Pflichten verstoßen oder steuerrechtliche 
Verpflichtungen nicht erfüllt hat. Die Genehmigungs­
behörde ist berechtigt, vom Verkehrsbetrieb den Nach­
weis der ordnungsgemäßen Erfüllung der genannten 
Pflichten zu verlangen.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann die Genehmigung 
zurücknehmen, wenn der Verkehrsbetrieb
1. den Verpflichtungen zuwiderhandelt, die sich für den 

Verkehrsbetrieb aus dieser Verordnung, den zu ihr 
erlassenen Nachfolgeregelungen und der Personenbeför­
derungsanordnung (PBO) ergeben oder

Й. Bedingungen der Genehmigung nicht erfüllt oder gegen 
erteilte Auflagen verstößt.

(3) Die Rücknahme der Genehmigung erfolgt durch schrift­
lichen Bescheid.

§24
Erlöschen der Genehmigung

(1) Die Genehmigungsbehörde kann eine Genehmigung für 
erloschen erklären- wenn der Verkehrsbetrieb nicht inner- 
h 'lb der in der Genehmigungsurkunde bestimmten Frist er­
öffnet wird.

■2) Eine Genehmigung erlischt, wenn der Inhaber der Ge­
nehmigung den Sitz seines Verkehrsbetriebes aus dem Zu­
ständigkeitsbereich der Genehmigungsbehörde verlegt und 
rächt innerhalb eines Monats die Berichtigung seiner Geneh- 
migungsurkunde beantragt.

:?,) Die Genehmigung für einen Linienverkehr erlischt, 
wenn der Verkehrsbetrieb eine nach § 20 Abs. 2 von der Ge­
re hmigungsbehörde gesetzte Frist für die Aufnahme des Be­
triebes nicht einhält.

III.

Beförderungsbedingungen, 
Beförderungsentgelte, Fahrpläne

§25
Ergänzende Beförderungsbedingungen

(1) Die Bedingungen für die Beförderung von Personen 
und Gepäck im öffentlichen Verkehr sowie die Rechte und 
Pflichten aus dem Beförderungsvertrag regelt die Personen­
beförderungsanordnung (PBO). Soweit danach Verkehrsbe­
triebe ergänzende Beförderungs- bzw. Benutzüngsbedingun- 
gen erlassen dürfen, bedürfen diese zu ihrer Rechtswirksam­
keit der Zustimmung der Genehmigungsbehörde, der orts­
üblichen Bekanntmachung sowie des Aushangs auf den Ver­
kehrsstellen durch den Verkehrsbetrieb.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann ihre Zustimmung wi­
derrufen und eine Änderung der ergänzenden Beförderungs­
oder Benutzungsbedingungen verlangen, wenn sich die Um­
stände seit Zustimmung erheblich geändert haben und sich 
neue Erfordernisse ergeben, denen durch die verlangten Än­
derungen Rechnung getragen werden kann.

§26
Beförderungsentgelte

(1) Soweit Beförderungsentgelte nicht durch Rechtsvor­
schriften allgemeinverbindlich geregelt sind, bedürfen die Be­
förderungsentgelte im Linien- und Taxiverkehr der Zustim­
mung der Genehmigungsbehörde. Das gleiche gilt für die 
Änderung dieser Beförderungsentgelte. Mit der Zustimmung, 
der ortsüblichen Veröffentlichung und dem Aushang durch 
den Verkehrsbetrieb sind diese Beförderungsentgelte allge­
mein verbindlich, sie dürfen nicht über- oder unterschritten 
werden.

(2) Die Genehmigungsbehörde hat vor Erteilung der Zu­
stimmung die Beförderungsentgelte unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Interessen des Verkehrsbetriebes auf An­
gemessenheit und Übereinstimmung mit den öffentlichen 
Verkehrsinteressen und dem Gemeinwohl zu überprüfen. Da­
bei sind alle Verkehrsbetriebe gleich zu behandeln.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann ihre Zustimmung wi­
derrufen und eine Änderung der Beförderungsentgelte ver­
langen, wenn sich die für ihre Festsetzung maßgebenden Um­
stände wesentlich geändert haben. Die Genehmigungsbehörde 
kann nach Anhören des Verkehrsbetriebes die Beförderungs­
entgelte neu festsetzen.

(4) Eine Erhöhung der nach Abs. 3 neu festgesetzten Be­
förderungsentgelte tritt frühestens am siebenten Tag nach 
Zustimmung durch die Genehmigungsbehörde und Veröffent­
lichung sowie Aushang in Kraft.

§27
Fahrpläne

(1) Fahrpläne und deren Änderungen bedürfen der Zustim­
mung der Genehmigungsbehörde. Werden durch Fahrplan­
änderungen die Interessen anderer Verkehrsbetriebe berührt, 
sind diese vor Erteilung der Zustimmung zu hören.

(2) Die Genehmigungsbehörde kann auf Einholung ihrer 
Zustimmung bei geringfügigen Fahrplanänderüngen verzich­
ten. Der Verkehrsbetrieb hat in diesen Fällen den geänder­
ten Fahrplan rechtzeitig der Genehmigungsbehörde mitzutei- 
len. Die Zustimmung der Genehmigungsbehörde gilt dann als 
erteilt, wenn sie nicht unverzüglich widerspricht.

(3) Die Genehmigungsbehörde kann Änderungen des Fahr­
planes verlangen, wenn sich die maßgebenden Umstände seit 
der Genehmigung wesentlich geändert haben oder sich neue 
Gesichtspunkte für eine verbesserte Verkehrsdurchführung 
ergeben, denen durch eine Fahrplanänderung Rechnung ge­
tragen werden kann.

IV.
Aufsicht

§ 28
(1) Der Verkehrsbetrieb unterliegt hinsichtlich der Erfül­

lung der Vorschriften dieser Verordnung und der zu ihr er­
lassenen Nachfolgeregelungen und der Einhaltung der in der 
Genehmigungsurkunde festgelegten Verpflichtungen, Aufla­
gen und Bedingungen der Aufsicht durch die Genehmigungs­
behörde (Aufsichtsbehörde).

(2) Die Aufsichtsbehörde ist befugt, sich über alle ihrer Zu­
ständigkeit unterliegenden Einrichtungen und Maßnahmen 
des Verkehrsbetriebes zu unterrichten. Der Verkehrsbetrieb


